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Die Europäische Union steht vor großen Herausforderungen 
– während Großbritannien auf dem Weg ist, die EU zu ver-
lassen, suchen neue Länder in Südosteuropa Einlass. Im Zen-
trum rücken die Gründungsländer, insbesondere Deutsch-
land und Frankreich, enger zusammen, während sich andere 
Länder einer nationalen Abschottung zuwenden. Die Dyna-
mik Europas hat auch mit regionalen Disparitäten zu tun. 
Was kann die europäische Raumentwicklungspolitik zum 

Der Zusammenhalt in Europa hat eine räumliche Dimension

Das Ringen Großbritanniens um die Umsetzung eines Volks-
entscheids über die Mitgliedschaft in der Europäischen Re-
gion hat die Bedeutung regionaler Disparitäten scharf in 
den Fokus gebracht. Während die Menschen in den großen 
Städten überwiegend für den Verbleib in der EU stimm-
ten, waren insbesondere die Menschen in den ländlichen 
Regionen Englands mehrheitlich für den Austritt – obwohl 
gerade diese Regionen von europäischen Zuwendungen 
besonders profitiert haben. Der Brexit hat zudem zwei  
politische Modelle aufeinanderprallen lassen: das den meis-
ten europäischen Demokratien zu Grunde liegende Modell 
der indirekten Demokratie durch gewählte Volksvertreter 

und die direkte Demokratie. Großbritannien kämpft mit dem 
Dilemma, dass das Wahlvolk gegen seine gewählten Vertre-
ter gestimmt hat. Die Parlamentarier sollen das Plebiszit nun 
gegen ihre eigene Überzeugung (und ohne Grundlage in 
der Verfassung) umsetzen. Das Land scheint daran zu zerrei-
ßen. Überall in Europa finden Erschütterungen statt: Einige 
Mitgliedsländer üben die nationale Abschottung, in anderen 
werden überwunden geglaubte regionale Abspaltungsbe-
strebungen wiederbelebt. An den Rändern bewerben sich 
neue Mitglieder, allesamt eher Netto-Empfänger im großen 
Umverteilungsraum Europa. Europa erscheint überdehnt – 
räumlich und politisch.

Abbau dieser Disparitäten und zur Stabilisierung Europas 
beitragen? Auch wenn die EU keine eigene Zuständigkeit bei 
der Raumentwicklung hat, haben viele Gemeinschaftspoliti-
ken erhebliche räumliche Wirkung. Eine Rückbesinnung auf 
gemeinsame europäische Ziele und durchaus nicht selbst-
verständliche gemeinsame Leitlinien für die räumliche Ent-
wicklung in Europa sind deshalb dringend notwendig.

Gleichwertigkeitsdiskussionen in Europa und Deutschland

Professor Andrés Rodriguez-Pose von der London School 
of Economics nennt das Phänomen „Die Geografie der Un-
gleichheit und die Rache der Orte, die nicht zählen“. Die 
Menschen in den kleineren Städten, die Menschen auf dem 
Land, haben offenbar den Eindruck, nicht von Bedeutung 
zu sein – und begehren dagegen auf. Sie fühlen sich von 
„denen in der Hauptstadt“ ignoriert, von Politik und Medi-
en gleichermaßen. Nun machen sie sich unüberhörbar be-
merkbar, sei es durch Massenproteste in Warnwesten oder 
durch Protestwahlen, notfalls auch zum eigenen Nachteil. 
Daraus hat sich eine neue Debatte um die Unterschiede 
der Lebensverhältnisse in Europa, um eine gerechte Vertei-
lung von Chancen und Wohlstand, um Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse entwickelt. In Deutschland wurde eine 
Kommission aus Bund, Ländern und Kommunalen Spitzen-
verbänden zum Thema Gleichwertigkeit gebildet. Aus dieser 
Debatte kann sehr viel Positives entstehen. Die Schaffung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse ist das übergeordnete 
Ziel der Raumordnung, die sich als ausgleichende, alle Inter-
essen abwägende Disziplin versteht. Ihr fällt damit die wich-
tige Aufgabe zu, die Unterschiede der Lebensbedingungen 
in den Regionen offen zu legen und die Fachpolitiken auf 
die räumliche Dimension ihres Handelns hinzuweisen (Emp-
fehlungen der Kommission: siehe Anhang). 

In der Raumordnung waren die gleichwertigen Lebensver-
hältnisse immer Thema – im deutschen Raumordnungs-
gesetz steht das Ziel im ersten Paragraf. Auf europäischer 
Ebene ist das Ziel in der Territorialen Agenda von 2007 
konkretisiert, die zuletzt 2011 aktualisiert wurde. Durch die 
Entwicklungen in Europa hat das Thema neue politische Be-
deutung. Daraus ergeben sich auch neue Aufgaben für die 
Raumentwicklung. ESPON hat wertvolle Studien zum Stand 
der Ungleichheit in Europa erstellt. In Deutschland werden 
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die Regionen neu vermessen und mit dem Deutschland-
atlas öffentlich gemacht. Diese Analysen stützen sich auf 
messbare Indikatoren. Brexit, Katalonien, Ungarn zeigen al-
lerdings, dass es nicht mehr reicht, die Unterschiede in den 
Lebensverhältnissen rein faktenbasiert zu betrachten und 
nüchterne Durchschnittswerte darzustellen. Die Lebenszu-
friedenheit der Menschen hängt auch, aber nicht nur von 
der Anzahl von Menschen pro Quadratmeter, vorhandener 
Infrastruktur, Bruttoinlandsprodukt oder Arbeitslosenquo-
ten ab. Der Glücksforscher Meik Wiking aus Kopenhagen 
beschreibt die Aufgabe im inzwischen in 37 Sprachen über-
setzte „Lykke“ 2017 so: Zwei alte Freunde treffen sich nach 
längerer Zeit wieder; der eine fragt: „Wie geht es Dir?“, wor-
auf der andere antwortet: „Ich verdiene 47.800 Euro im Jahr“. 
Das ist natürlich interessant, beantwortet aber die Frage 
nicht. Die Raumordnung wird nicht darum herumkommen, 
sich auch der räumlichen Dimension der gefühlten Lebens-
verhältnisse anzunehmen. 

Heimatpolitik und Raumentwicklung

Fakten und Gefühle zusammen zu bringen ist auch, was sich 
die Heimatpolitik auf die Fahnen geschrieben hat. Allein die 
Einrichtung einer Heimatabteilung im Bundesinnenminis-
terium hat eine gute, notwendige gesamtgesellschaftliche 
Diskussion ausgelöst. Die Vielzahl an Sondersendungen, 
Sonderausgaben, Artikeln und Büchern zum Thema belegt, 
dass es einen großen Bedarf für diese Debatte gibt. Kon-
krete, aktive Heimatpolitik ist daher zu einer politisch und 
kulturell notwendigen Gestaltungsaufgabe geworden. Im 
Jahr 2018 formulierten die die Bundesregierung tragenden 
Parteien im Koalitionsvertrag: „Wir arbeiten für Stabilität und 
Zusammenhalt, für Erneuerung und Sicherheit und für die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in unserem Land“. 
Ziel der Heimatpolitik der Bundesregierung ist es, den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken und die Dispari-
täten abzubauen. Die Heimatpolitik soll dazu beitragen, die 

Lebensverhältnisse der Menschen zu verbessern – überall, in 
Stadt und Land, Dorf und Vorort. Eine neue, aktive staatliche 
Strukturpolitik ist dazu notwendig. Der Markt richtet vieles, 
aber eben nicht alles. Um der Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse näher zu kommen, müssen vor allem die wirt-
schaftlichen und kulturellen Grundlagen strukturschwacher 
Regionen verbessert werden – insbesondere durch Infra-
strukturmaßnahmen, aber auch durch gezielte Ansiedelung 
von Arbeitsplätzen. Neue Behörden werden vorrangig in 
kleineren Städten in strukturschwachen Gebieten angesie-
delt, ebenso bundesnahe Forschungs- und Bildungseinrich-
tungen. Gleichzeitig müssen die überproportional wachsen-
den Großstädte entlastet werden. Ziel ist es, die Chance auf 
Zugang zu Bildung, Arbeit, Wohnen, Wohlstand, Sport und 
Kultur unabhängig vom Wohnort zu machen.

Ausblick auf die deutsche Ratspräsidentschaft
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Im Koalitionsvertrag ist auch vereinbart, „den Zusammenhalt 
Europas auf Basis seiner demokratischen und rechtsstaat
lichen Werte auf allen Ebenen [zu] vertiefen und das Prinzip 
der wechselseitigen Solidarität [zu] stärken“. Was kann die 

europäische Raum- und Stadtentwicklungspolitik zu die-
sem Ziel beitragen? Sie kann als Querschnittspolitik die Zu-
sammenarbeit aller Fachpolitiken fördern. Auf europäischer 
Ebene haben sich die für Raum- und Stadtentwicklungs
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politik zuständigen Minister der EU-Mitgliedstaaten mit der 
Territorialen Agenda der EU (TAEU) und der Leipzig Charta 
zur nachhaltigen europäischen Stadt (LC) auf gemeinsame 
Grundsätze und Strategien für die Raum- und Stadtentwick-
lungspolitik geeinigt und so gemeinsame Eckpunkte für ihr 
Handeln bei der räumlichen und städtischen Entwicklung in 
Europa geschaffen. Auf regionaler Ebene geht es um groß-
räumige, grenzüberschreitende Kooperationen von Regio-
nen, die durch den Austausch von Erfahrungen und guten 
Beispielen, aber auch durch gemeinsames Handeln bei der 
Lösung von Problemen profitieren können. Lokale Stellen 
wie auch Interessenträger können in gemeinsamen Projek-
ten mit Partnern aus anderen EU-Mitgliedstaaten Pilotlösun-
gen erarbeiten. Die gemeinsame Arbeit schweißt zusammen 
und stärkt das Verständnis für den jeweils anderen. 

Die Einigung auf gemeinsame Leitlinien und die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit bei der Umsetzung der Ziele 
sind wichtige Faktoren, unterschiedliche nationale Interes-
sen auszugleichen, zu gemeinsamen Lösungen zu kommen 
und so den Zusammenhalt in Europa zu vertiefen. Für die 
europäische Raum- und Stadtentwicklungspolitik bedeu-
tet dies, dass die Leitlinien gemeinsam gesehen werden 
müssen. Die Leipzig Charta und die Territoriale Agenda der 

EU sind miteinander verwoben. Raum- und Stadtentwick-
lungspolitik sind zwei Seiten ein- und derselben Münze. In 
der Territorialen Agenda der EU 2020 wird dazu festgestellt 
(Ziffer 29), dass „der wechselseitigen Abhängigkeit von Stadt 
und Land durch integrierte Governance und Planung im 
Rahmen einer umfassenden Partnerschaft Rechnung getra-
gen werden“ sollte. Um der Verbindung der beiden Bereiche 
Nachdruck zu verleihen, wird es 2020 ein informelles Treffen 
der Raum- und Stadtentwicklungsminister in Leipzig geben, 
„back to back“. Die Erwartungen an die deutsche EU-Rats
präsidentschaft sind hoch, bei diesem Treffen den Beschluss 
der Minister für territorialen Zusammenhalt von November 
2015 umzusetzen und die Leipzig Charta wie die Territoriale 
Agenda zu aktualisieren und neu zu beschließen. Die der-
zeitige EU-Ratspräsidentschaft Finnland wie auch die kom-
menden EU-Ratspräsidentschaften Kroatien, Deutschland 
und Portugal arbeiten bereits daran. In Leipzig sollen auch 
erste Pilotprojekte zur Umsetzung der Territorialen Agenda 
starten. Dies ist ein sehr ehrgeiziges Ziel, das wir aber ge-
meinsam erreichen werden. Dabei hilft, dass in Deutschland 
seit 2018 die beiden Politikbereiche Raumordnung und 
Stadtentwicklung in einem der mächtigsten Ressorts vereint 
wurden: dem Innenministerium. 
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Anhang: Maßnahmen der Bundesregierung zur Umsetzung der  
Ergebnisse der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“

Die Bundesregierung hat, wie im Koalitionsvertrag der 
19.  Legislaturperiode vorgesehen, die Kommission „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse“ eingesetzt. Auftrag der Kom-
mission war es, eine gerechte Verteilung von Ressourcen 
und Möglichkeiten für alle in Deutschland lebenden Men-
schen zu untersuchen und Vorschläge zur Stärkung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet zu machen 
und hierbei alle Aspekte der Daseinsvorsorge genauso wie 
gezielte Strukturverstärkungen in den Ländern und Kom-
munen in den Blick zu nehmen. Damit soll auch ein Beitrag 
geleistet werden, um den Wegzug aus vielen Regionen und 
den Druck auf die Ballungsräume zu dämpfen. 

Gemäß dem Einsetzungsbeschluss des Bundeskabinetts 
vom 18. Juli 2018 hat sich die Kommission in sechs Fachar-
beitsgruppen (FAG) mit folgenden Themenkomplexen be-
fasst:

n	FAG 1: „Kommunale Altschulden“ (Vorsitz: Bundesministe-
rium der Finanzen, Co-Vorsitze: Saarland, Rheinland-Pfalz 
sowie Deutscher Städtetag),

n	FAG 2: „Wirtschaft und Innovation“ (Vorsitz: Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie, Co-Vorsitze: Bayern 
sowie Mecklenburg-Vorpommern),

n	FAG 3: „Raumordnung und Statistik“ (Vorsitz: Bundesmi-
nisterium des Innern, für Bau und Heimat, Co-Vorsitze: 
Bundesministerium für Ernährung sowie Landwirtschaft 
und Brandenburg),

n	FAG 4: „Technische Infrastruktur“ (Vorsitz: Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur, Co-Vorsitze: 
Nordrhein-Westfalen sowie Deutscher Landkreistag),

n	FAG 5: „Soziale Daseinsvorsorge und Arbeit“ (Vorsitz: Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales, Co-Vorsitze: Bun-
desministerium für Gesundheit und Schleswig-Holstein),

n	FAG 6: „Teilhabe und Zusammenhalt der Gesellschaft“ 
(Vorsitz: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend, Co-Vorsitze: Hamburg sowie Deutscher 
Städte- und Gemeindebund).

Die Facharbeitsgruppen waren aufgefordert, sich auf 
Schwerpunkte zu fokussieren. Ihre Analysen und Empfeh-
lungen haben sie mit ihren Abschlussberichten im Mai 2019 
vorgelegt.

Deutschland ist ein starkes und erfolgreiches Land. Die bis-
herige Arbeit der Kommission führt jedoch auch zu dem 
Befund, dass in einigen Bereichen in Deutschland gleich-
wertige Lebensverhältnisse nicht gegeben sind: Innerhalb 
Deutschlands bestehen erhebliche regionale Disparitäten 
in den Einkommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten 
sowie bei der Sicherung der Mobilität, der Breitband- und 
Mobilfunkanbindung und beim Zugang zu Angeboten der 
Grundversorgung und Daseinsvorsorge, insbesondere zu 
technischen, sozialen und kulturellen Infrastrukturen und 
der Nahversorgung. 

Ziel unserer Politik für Gleichwertige Lebensverhältnisse ist 
es, bestehende Disparitäten zu verringern und deren Ver-
festigung zu verhindern. Mit vielfältigen Ansätzen der Hei-
matpolitik und der Regionalpolitik will die Bundesregierung 
gegensteuern und ein zukunftsfestes, nachhaltiges Deutsch-
land gestalten, in dem der gesellschaftliche Zusammenhalt 
gestärkt wird. Der Mensch steht im Mittelpunkt unseres 
Handelns. 

Wichtige Grundlagen sind eine solide Haushaltspolitik, 
nachhaltig finanzierte soziale Sicherungssysteme und ein 
leistungsfähiger bundesstaatlicher Finanzausgleich. Die 
Bundesregierung hat bereits in der letzten Legislaturperiode 
entscheidende Weichen gestellt. Ab 2020 werden die Länder 
aufgrund der Neuordnung der bundesstaatlichen Finanzbe-
ziehungen 2017 zusätzliche Einnahmen von fast 10 Mrd. 
Euro pro Jahr zur Verfügung haben, die auch für eine Stär-
kung der Kommunalfinanzen eingesetzt werden können. 
Darüber hinaus unterstützt der Bund die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse über zahlreiche Förderprogramme. 

Das Kabinett hat die Schlussfolgerungen aus der Arbeit der Kommission zur Kenntnis 
genommen und zwölf konkrete Maßnahmen beschlossen.1

(1) 
Quelle: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/
veroeffentlichungen/themen/heimat-integration/gleichwertige-
lebensverhaeltnisse/kom-gl-massnahmen.pdf?__blob=publicationFile&v=4 
[abgerufen am 17.07.2019]
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Die Arbeit der Kommission „Gleichwertige Lebensverhält-
nisse“ bestätigt, dass Maßnahmen und Ansätze nicht nach 
der geographischen Lage einer Region, sondern nach den 
jeweiligen Bedarfslagen auszurichten sind. Eine aktive Struk-
tur- und vor allem auch Regionalpolitik sowie eine Politik, 
die soziale Bedarfslagen der Menschen aufgreift, sind daher 
für unser Land für die kommende Dekade weiter zu ent
wickeln und unter dem Gesichtspunkt der Generationenge-
rechtigkeit zu planen. Da kulturelle Vielfalt ein besonderes 
Kennzeichen Deutschlands ist, zum gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt beiträgt und Kulturangebote sowie Mitwir-
kungsmöglichkeiten bei der individuellen Wohnortwahl von 
Menschen an Bedeutung gewinnen, zielt der Bund auf einen 
Erhalt des kulturellen Lebens in der Fläche ab.

Die Bundesregierung wird die folgenden Maßnahmen um-
setzen, die von jedem Ressort im Rahmen seiner Zuständig-
keit und im Rahmen der nach Haushaltslage zur Verfügung 
stehenden Mittel umgesetzt werden:

1.	 Mit einem neuen gesamtdeutschen Fördersystem 
strukturschwache Regionen gezielt fördern

	 Nach dem Auslaufen des Solidarpakts II wird die Bundes-
regierung die Maßnahmen des Bundes zur Förderung 
wirtschaftlich strukturschwacher Regionen in einem ge-
samtdeutschen Fördersystem bündeln. Die Grundidee 
des neuen Systems ist es, die bislang regional beschränk-
ten Förderprogramme auf alle strukturschwachen Regi-
onen in Ost und West, in Stadt und Land auszuweiten. 
Andere Programme zur Stärkung von Innovation, techni-
scher und sozialer Infrastruktur sowie zur Sicherung der 
Fachkräftebasis in strukturschwachen Regionen kom-
men hinzu. Die Einzelprogramme bleiben dabei nicht 
losgelöst voneinander, sondern werden ressortübergrei-
fend besser koordiniert und damit in ihrer gemeinsamen 
regionalen Wirkung gestärkt. Dabei wird auch über den 
Ausgleich eines möglichen finanziellen Mehrbedarfs der 
Programme beraten. Bei den der Gemeinschaftsaufga-
be „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(GRW) zugrundliegenden Indikatoren soll eine demo-
grafische Komponente in das Indikatorsystem mit einer 
spürbar höheren Gewichtung eingebaut werden. So 
können die zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklungs- 
und Erwerbspotenziale in der Region und die Bedeu-
tung des demografischen Wandels einschließlich der 
Wanderungsbewegungen für die Strukturpolitik ange-
messen berücksichtigt werden. Wir werden nicht abge-
rufene Fördermittel aus Programmen des Fördersystems 
überjährig bündeln und für Regionalprojekte in struktur-
schwachen Regionen einsetzen.

2.	 Arbeitsplätze in strukturschwache Regionen bringen
	 Im Wege der Selbstverpflichtung wird der Bund Neu-

ansiedlungen und Ausgründungen von Behörden und 
Ressortforschungseinrichtungen bevorzugt in struktur-
schwachen bzw. vom Strukturwandel betroffenen Re-
gionen vornehmen – und dort vorrangig in Klein- und 
Mittelstädten. Auch Unternehmen, Hochschulen, auße-
runiversitäre Forschungseinrichtungen und Verbände 
sollten – unter Wahrung der Länderzuständigkeiten – 
durch aktive Strukturpolitik unterstützt werden, sich de-
zentral im ländlichen Raum anzusiedeln.

3.	 Breitband und Mobilfunk flächendeckend ausbauen
	 Gleichwertige Lebensverhältnisse verlangen eine flä-

chendeckende Breitband- und Mobilfunkversorgung. 
Daher unterstützt der Bund den Ausbau von Glasfaser-
netzen in Gebieten, in denen es für Unternehmen ohne 
staatliche Förderung nicht wirtschaftlich wäre. Hiervon 
profitiert gerade der ländliche Raum. Zudem soll ein 
ambitionierter Ausbauplan für ein flächendeckendes 
und leistungsstarkes Mobilfunknetz entwickelt werden, 
damit alle Menschen, Regionen und Unternehmen in 
unserem Land in gleicher Weise von der Digitalisierung 
profitieren. Dabei sollen private und staatliche Kräfte 
gebündelt werden. So soll eine Infrastrukturgesellschaft 
zur Bereitstellung von Mobilfunktechnologie geprüft 
werden, um den Aufbau und den Betrieb solcher Inf-
rastrukturen in all jenen Gebieten zu gewährleisten, in 
denen private Anbieter dies nicht selbst gewährleisten 
können.

4.	 Mobilität und Verkehrsinfrastruktur in der Fläche  
verbessern

	 Erreichbarkeit und Mobilität vor Ort sind unverzichtbar 
für gleichwertige Lebensverhältnisse. Tatsächlich ist das 
öffentliche Mobilitätsangebot in ländlichen Räumen 
aber oft ausgedünnt und zu wenig an den Bedürfnis-
sen der Menschen ausgerichtet. Daher soll ein um-
weltfreundliches, flächendeckendes, leistungsfähiges, 
bezahlbares und nutzerorientiertes Mobilitätsangebot 
geschaffen werden. Auch deshalb hat der Bund seine 
Investitionen in den öffentlichen Nahverkehr erhöht. Mit 
der Änderung des Artikels 125c GG kann das Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz bereits vor dem 1. Januar 
2025 geändert werden. So können die Investitionshilfen 
des Bundes für die Verbesserung der Verkehrsverhält-
nisse in den Gemeinden schon ab 2020 steigen und ab 
2021 dann bei 1 Mrd. Euro liegen. Mobilitätspolitik ist 
heute viel mehr als Verkehrspolitik; heute müssen Sied-
lungsstruktur, Versorgung und Mobilität, Umwelt- und 
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Klimaschutz zusammengedacht werden. Durch Maßnah-
men der bundesweiten Vertaktung und Vernetzung und 
eine Öffnung des Rechtsrahmens für neue Angebote, 
die den Linienverkehr stärken und ergänzen, ebnet die 
Bundesregierung den Weg für eine zeitgemäße und zu-
kunftsfeste Mobilität in allen Regionen. Und: jede Region 
ist anders. Daher sollen künftig die Entwicklungsplanun-
gen von Bund und Ländern deutlich stärker regionale 
Mobilitätskonzepte mit lokal angepassten, flexiblen und 
bedarfsgerechten Lösungen berücksichtigen. Verbin-
dungen zwischen Wachstumszentren und ihrem auch 
dünner besiedelten Umland sowie in und zwischen 
dünner besiedelten Regionen sollen verstärkt und Mög-
lichkeiten bei Bund, Ländern und Kommunen geschaf-
fen werden, die eine Realisierung von Maßnahmen aus 
strukturpolitischen Gründen gewährleisten. 

5.	 Dörfer und ländliche Räume stärken
	 Die gezielte Stärkung der Dörfer und insbesondere 

strukturschwacher ländlicher Räume kann zur Erhaltung 
und Steigerung ihrer Attraktivität beitragen und ihre 
Entwicklungsdynamik befördern. Die vom Bund mitfi-
nanzierte Förderung im Bereich ländliche Entwicklung 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) soll 
auf Investitionen in eine erreichbare Grundversorgung 
in ländlichen Räumen sowie attraktive und lebendige 
Ortskerne, so auch die Behebung von Gebäudeleerstän-
den, fokussiert werden. Dies wird deutlich positive Wir-
kungen entfalten, um die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse in ländlichen Regionen, die mit besonderen 
Herausforderungen zu kämpfen haben, d.h. außerhalb 
der sogenannten „Speckgürtel“, zu schaffen. Dazu wird 
die Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern eine 
räumliche Abgrenzung unter Einbeziehung von Struk-
turschwäche-Indikatoren vornehmen und die rechtliche 
Umsetzung besprechen.

6.	 Städtebauförderung und sozialen Wohnungsbau  
voranbringen

	 Die Städtebauförderung des Bundes und der Länder ist 
für eine nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung 
unserer Städte und Gemeinden von herausragender 
Bedeutung. Die Städtebauförderung wird in geeigneten 
Bereichen flankiert durch effektive Maßnahmen der sozi-
alen Wohnraumförderung, um damit sozialverträgliches 
Wohnen auch in strukturschwachen Regionen besser zu 
ermöglichen. Daher wird der Bund sich an der Schaffung 
sozialen Wohnraums beteiligen und die Bundesmittel für 
den sozialen Wohnungsbau über das Jahr 2021 hinaus 
fortschreiben.

7.	 Eine faire Lösung für kommunale Altschulden finden
	 Disparitäten der kommunalen Finanzlage manifestie-

ren sich dort besonders deutlich, wo Kommunen hohe 
Kassenkreditbestände aufweisen. Dadurch fehlen diesen 
die finanziellen Möglichkeiten, für ihre Bürgerinnen und 
Bürger notwendige Leistungen der Daseinsvorsorge ge-
währleisten zu können. Trotz zahlreicher Anstrengungen 
der betroffenen Länder werden diese Kommunen ab-
sehbar nicht hinreichend in der Lage sein, ihre finanzi-
elle Situation dauerhaft zu verbessern. Daneben sind in 
einigen Regionen der neuen Länder (ohne Berlin) Woh-
nungsunternehmen mit hohen Altschulden belastet. 
Grundsätzlich sind die Länder für die aufgabenadäquate 
Finanzausstattung der Kommunen verantwortlich. Der 
Bund kann einen Beitrag leisten, wenn es einen natio-
nalen politischen Konsens gibt, den betroffenen Kom-
munen einmalig gezielt zu helfen. Ein solcher Konsens 
setzte voraus, dass sichergestellt wird, dass eine neue 
Verschuldung über Kassenkredite nicht mehr stattfindet. 
Dazu wäre ein breiter politischer Konsens in den gesetz-
gebenden Körperschaften und zwischen den Ländern 
nötig, an einer nachhaltigen Lösung solidarisch mitzu-
wirken, so dass der Bund gezielt dort bei Zins- und Til-
gungslasten helfen kann, wo andere Hilfe alleine nicht 
ausreichend ist. Zugleich müssen die Ursachen der ho-
hen Kassenkreditbestände angegangen werden. Die 
Bundesregierung wird zeitnah Gespräche mit dem Deut-
schen Bundestag, den Ländern sowie den betroffenen 
Kommunen und den kommunalen Spitzenverbänden 
aufnehmen um auszuloten, ob eine solche nationale Lö-
sung möglich ist.

8.	 Engagement und Ehrenamt stärken
	 In strukturschwachen und ländlichen Regionen ist es 

häufig schwierig, ehrenamtliche Strukturen aufzubau-
en und zu erhalten. Deshalb wird die Bundesregierung 
eine „Deutsche Stiftung für Engagement und Ehren-
amt“ gründen, die ehrenamtlich Tätige durch Service-
angebote für die Organisation von bürgerschaftlichem 
Engagement und Ehrenamt und bei der Digitalisierung 
unterstützt, in Abstimmung mit bereits bestehenden 
Bundesprogrammen.

9.	 Qualität und Teilhabe in der Kindertagesbetreuung  
sichern

	 Angebote im frühkindlichen Bereich, in der Grundschu-
le, in der Jugendarbeit, in der Jugend- und Schulsozial-
arbeit sollen bedarfsgerecht ausgebaut und qualitativ 
weiterentwickelt werden. Dazu wird der Bund auch für 
die Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in 



105Informationen zur Raumentwicklung n Heft 3/2019

der Kindertagesbetreuung über 2022 hinaus seine Ver-
antwortung wahrnehmen.

10.	Barrierefreiheit in der Fläche verwirklichen
	 Menschen mit Behinderungen gehören überall dazu 

und sind Teil der Gesellschaft. Um Barrierefreiheit in ganz 
Deutschland und insbesondere in strukturschwachen 
Regionen zu verbessern und eine inklusive Gesellschaft 
zu verwirklichen, sind ergänzende Maßnahmen erforder-
lich. Hierzu gehören zum Beispiel der Aufbau eines Un-
terstützungssystems für Länder und Kommunen sowie 
ein Bundesprogramm für mehr Barrierefreiheit.

11.	Miteinander der Bürgerinnen und Bürger in den  
Kommunen fördern

 	 Attraktive Kommunen leben vom Miteinander der Ge-
nerationen – entsprechende Strukturen des „sich umei-
nander Kümmerns“ und der integrierten intelligenten 
Vernetzung von Dienstleistungen im Sozialraum kön-
nen Halte- oder Zuwanderungsfaktoren für lebenswerte 
Kommunen sein. Der Bund wird Kommunen durch gute 
Rahmenbedingungen auf ihrem Weg und bei der Ent-
wicklung dieser sozialen Infrastruktur unterstützen.

12.	„Gleichwertige Lebensverhältnisse“ als Richtschnur  
setzen

	 Der Bund wird künftig bei allen Gesetzesvorhaben prü-
fen, welche Wirkungen sie auf die Wahrung und Förde-
rung gleichwertiger Lebensverhältnisse in Deutschland 
haben („Gleichwertigkeits-Check“).  die  gleichwertiger 
Lebensverhältnisse tragen alle   gemeinschaftlich Ver-
antwortung.

Zur Steuerung und zum Nachhalten der Umsetzung der 
o. g. Beschlüsse wird ein Staatssekretärsausschuss beim 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat einge-
setzt. Ständige Mitglieder sollen das Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat, das Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft, das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, das Bundesministeri-
um der Finanzen, das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie, das Bundesministerium für Bildung und For-
schung, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, das 
Bundesministerium für Gesundheit, das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur, das Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, das 
Bundeskanzleramt sowie das Bundespresseamt sein. Weite-
re Ressorts und Beauftragte der Bundesregierung werden 
regelmäßig einbezogen, soweit sie in ihrer Zuständigkeit 
betroffen sind. 

Die Schlussfolgerungen des Bundesministeriums des In-
nern, für Bau und Heimat als Vorsitzressort sowie des Bun-
desministeriums für Ernährung und Landwirtschaft und 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend als Co-Vorsitzressorts der Kommission „Gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse“ zur Arbeit der Kommission enthal-
ten darüber hinaus weitere Bereiche, die die Zuständigkeit 
von Ländern und Kommunen betreffen. Es ist vorgesehen, 
diese Schlussfolgerungen insbesondere mit Blick auf diese 
Bereiche mit Ländern und Kommunalen Spitzenverbänden 
gesondert zu erörtern. 

Die Umsetzung der oben beschriebenen Maßnahmen soll 
bereits in dieser Legislaturperiode erste Veränderungen be-
wirken; einige Ergebnisse werden erst mittelfristig spürbar 
sein. Die Bundesregierung wird jetzt die Weichen für die 
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse stellen, die 
eine herausragende Aufgabe für die kommende Dekade ist.


